
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Zollrechts-Durchführungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 659/1994 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 26/2004 

§/Artikel/Anlage 

§ 17a 

Inkrafttretensdatum 

28.04.2004 

Text 

§ 17a. (1) Eine zollamtliche Überwachung kann darüber hinaus angeordnet und durchgeführt werden 
hinsichtlich 

 1. Personen, bei denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie eine 
Zollzuwiderhandlung im Anwendungsgebiet vorbereiten, begehen oder begangen haben oder 
daran beteiligt sind, 

 2. Orten, an denen Warenlager unter Umständen eingerichtet werden, die begründeten Anlass zu 
der Annahme geben, dass sie Vorgängen dienen, die den von den Zollbehörden zu vollziehenden 
Aufgaben zuwiderlaufen, 

 3. Warenbewegungen, zu denen mitgeteilt wird, dass sie Vorgängen dienen können, die 
Zollzuwiderhandlungen darstellen, 

 4. Beförderungsmittel, bei denen begründeter Anlass zur Annahme besteht, dass sie zu Vorgängen 
benutzt werden, die Zollzuwiderhandlungen darstellen. 

Eine zollamtliche Überwachung im Sinn dieser Bestimmung darf nur dann angeordnet und durchgeführt 
werden, wenn es sich um Zollzuwiderhandlungen (§ 4 Abs. 2 Z 14) handelt. 

(2) Der Transport von verkehrsbeschränkten oder verbotenen Waren aus dem oder durch das 
Bundesgebiet (kontrollierte Lieferung im Sinne von § 71 des Bundesgesetzes über die justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union - EU-JZG) ist 
zollrechtlich zulässig, sofern er gemäß § 72 EU-JZG von der zuständigen Staatsanwaltschaft nach 
Rücksprache mit der Zollbehörde bewilligt wird. Darüber hinaus kann von Maßnahmen zur Verhinderung 
von einzelnen Zollzuwiderhandlungen Abstand genommen werden, wenn anzunehmen ist, dass dadurch 
strafbare Zollzuwiderhandlungen im Zusammenhang mit der Ein-, Aus- und Durchfuhr aufgeklärt werden 
können. Voraussetzung ist, dass dadurch keine Gefahr für Leben und Gesundheit Dritter besteht und 
dabei Vorsorge getroffen wird, dass ein aus der Tat entstehender Schaden zur Gänze abgedeckt wird. 
Dabei kann die Warensendung abgefangen und derart zur Weiterbeförderung freigegeben werden, dass 
ihr ursprünglicher Inhalt unangetastet bleibt, entfernt oder ganz oder teilweise ersetzt wird. 
Voraussetzungen für die Durchführung einer kontrollierten Lieferung im Sinn dieses Absatzes durch 
Zollbehörden sind, dass ein Auftrag der zuständigen Behörde vorliegt und keine zusätzliche Gefahr für 
die Erhebung von Abgaben verursacht wird. 


